Den Streikenden  gehört unsere volle Unterstützung 

      Am 8. Mai 2015 traten 20.000 der 240.000 kommunalen Sozial- und Erziehungsbeschäftigten in den unbefristeten Streik.

      Am 11. Mai werden Nordrhein-Westfalen, Bayern und Brandenburg einbezogen. 1.000 Kitas mit rund 10.000 Beschäftigten blieben allein in NRW zu.

      In Münster beteiligen sich wenigstens 17 der 29 städtischen Kitas an diesem Arbeitskampf. Für Morgen (Mi., 13.5.2015 ist eine Demonstration mit Kundgebung vor dem alten Rathaus angemeldet)

      Die Streikenden reihen sich ein in eine Belebung gewerkschaftlicher Kämpfe in den letzten Wochen mit den Streiks der GDL, den Post-Beschäftigten, Klinik-Beschäftigten in der Berliner Charité, 174.000 Beschäftigte bei den Versicherungen oder im Einzelhandel (z.B. Karstadt) in mehreren Bundesländern. Es geht den Streikenden im Sozial- und Erziehungsdienst um eine nachhaltige Aufwertung ihrer gesellschaftlich unverzichtbaren Arbeit, die sich auch in der Bezahlung ausdrücken muss. 

      Sie fordern eine Neuregelung ihrer Eingruppierungsvorschriften und Tätigkeitsmerkmale sowie Einkommensverbesserungen. Laut ver.di käme im Schnitt eine Erhöhung von 10 Prozent für die Beschäftigen heraus.

      Der Streik richtet sich gegen den Verband der Kommunen. Dieser hatte in fünf vorausgegangenen Verhandlungsrunden kein verhandelbares Angebot vorgelegt und keinen Handlungsbedarf gesehen.

      Er richtet sich aber auch gegen eine Politik, die die Anforderungen an die Beschäftigten ständig erhöht, den Kommunen aber kein Geld dafür gibt. So wurde vor 7 Jahren von der damaligen CDU-CSU/SPD-Koalition der Ausbau der Kita-Plätze beschlossen, damit jedes Kind ab dem 1. Lebensjahr einen Betreuungsplatz bekommt. 

      Heute hat etwa jedes 3. Kind unter drei Jahren einen Platz. Doch die Gruppen sind größer geworden oder wurden durch sogenannte offene Angebote ersetzt. Die Bezugspersonen wechseln häufiger, der Gruppenzusammenhalt als soziale Prägung wird aufgelöst, enge Freundschaften unter Kindern werden erschwert, sie werden individualisiert, die Unruhe wächst. Das ist für Kinder wie für Erzieherinnen ein massiv erhöhter Stress mit allen negativen Folgen.

      Nach den Bestimmungen des 8. Sozialgesetzbuches finanzieren die Kommunen mit 60 Prozent, die Länder und der Bund mit 20 Prozent und die Eltern mit 20 Prozent die Betreuungen. Die Daseinsfürsorge wird damit wie in anderen Bereichen auch auf die Kommunen und die Familien abgewälzt. Das ist Teil der staatlichen Umverteilung, denn die im Staatshaushalt vorhandenen Mittel werden immer stärker auf die Förderung der größten internationalen Monopole konzentriert.

      Anders als bei der breiten Hetze gegen den Streik der GDL wird den Erzieherinnen und Sozialarbeitern derzeit in den Mainstream-Medien und der Berliner Politik noch viel Verständnis entgegengebracht. Die Auseinandersetzung entbrennt vor allem, wer die Kosten tragen soll, wenn es zu Lohnerhöhungen kommt. Die bürgerliche Politik will vor allem die Eltern zur Kasse bitten. Doch es ist eine kostenlose und qualifizierte Ganztagsbetreuung der Kinder in Krippen, Kindergärten, Horten und Ganztagsschulen erforderlich.

      Heute verdienen ausgebildete Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen, Sozialpädagoginnen usw. in Vollzeit zwischen 1.800 und 3.100 Euro brutto. Die meisten Beschäftigten in diesem Beruf sind Frauen. Häufig sind sie selbst Mütter und gezwungenermaßen in Teilzeit beschäftigt. Vor diesem Hintergrund haben 93,44 Prozent der verdi-Mitglieder in dem Bereich für den unbefristeten Streik gestimmt.

      Der ver.di-Streik hat und verdient breite Unterstützung der Eltern, Großeltern, Tanten, Onkels sowie der betroffenen Kinder und Jugendlichen in den Betreuungseinrichtungen selbst. 
Wir vom „Widerstandstag – Münster“ sollten je nach Möglichkeit die Streikenden in Münster unterstützen. 

Den Flüchtenden gehört unsere volle Unterstützung
      18.000 Flüchtlinge aus dem Kosovo sind seit Anfang des Jahres nach Deutschland gekommen. Sie fliehen aus größter Not und Elend. 

      45 Prozent der Bevölkerung im Kosovo leben in absoluter Armut mit weniger als 1,42 Euro am Tag. Die Arbeitslosigkeit wird auf über 40 Prozent, bei Jugendlichen auf über 70 Prozent geschätzt. 

      In Münster sind gegenwärtig von den ehemals 120 Flüchtlingen noch 67 Flüchtlinge in der alten Wartburg-Grundschule untergebracht. Hier teilen sich zwei Familien (ca. 10 Personen) einen Raum. Gastfreundschaft und Menschenwürde sehen anders aus.  

      Etwa 16 Prozent der Kinder im Kosovo sind von Nahrungsmangel und dadurch verursachten Wachstumsstörungen betroffen. 23 Prozent der Schwangeren leiden aufgrund der Mangelernährung unter Blutarmut. Das sind Zahlen, die den täglichen Kampf ums Überleben und die Perspektivlosigkeit der Menschen nur erahnen lassen.

      Anfang Februar wurden neue Regelungen erlassen, um möglichst schnell Flüchtlinge wieder in den Kosovo abzuschieben. Der Leiter des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF), Manfred Schmidt, konzentriert jetzt alle Entscheider auf die Anträge auf Asyl aus dem Kosovo. Erklärtes Ziel: „durch allererste Priorität (…) ein Zeichen in das Herkunftsland (zu senden), dass Asyl kein erfolgversprechender Weg der Zuwanderung ist“.

      Damit wird faktisch die Einstufung Kosovos als „sicheres Herkunftsland“ bereits ohne rechtliche Grundlage umgesetzt. Schon Anfang Januar forderte die CSU-Landesgruppe, Schnellverfahren für Asylbewerber einzuführen. Aktuell kann ein Asyl-Verfahren bis zu einem Jahr dauern. Mit dem CSU-Vorschlag wären es laut "Deutschlandradio" sechs Wochen. Damit gäbe es für die Asylsuchenden keine Zeit mehr, um Gerichte gegen die Abschiebung anzurufen. Im Brustton der Arroganz der Macht belehrt die bayerische Europaministerin Beate Merk, „dass Asyl nicht dazu da ist, die wirtschaftlichen Probleme eines Landes zu beheben.“ Kanzlerin Angela Merkel heuchelt, dass Fluchtursachen in den Heimatländern bekämpft werden sollen.

      Beide wissen, dass die EU und die NATO spätestens seit dem NATO-Angriffskrieg gegen Jugoslawien 1999 selbst verantwortlich für die Situation im Kosovo sind. Seither ist der Kosovo praktisch ein von der NATO besetztes Land. Bei der Abschiebung der Flüchtlinge kann das BAMF direkt die dort stationierte Bundeswehr in Anspruch nehmen, zu deren Aufgaben es gehört, „die Rückkehr von Flüchtlingen (…) zu unterstützen.“ (Bundeswehr.de) 

      Die EU hat u.a. im Rahmen der sogenannten Eulex-Mission, die sich angeblich „gegen Korruption“ und für „Rechtstaatlichkeit“ einsetzt, direkten Zugriff auf den Staatsapparat im Kosovo. Genau davor fliehen die Menschen! „Wir gehen, weil wir nicht zuschauen wollen, wie sich die Politiker alles unter den Nagel reißen, sich bereichern und uns mit absolut nichts zurücklassen“, so der Friseur Gazmend in Pristina.

      Die Hetze gegen die sogenannten "Wirtschaftsflüchtlinge" ist mehr als scheinheilig, weil sich die Fluchtgründe nicht lupenrein trennen lassen: Not, Hunger, Kriege, politische Verfolgung und Umweltzerstörung, Unterdrückung usw. Die weltweiten Flüchtlingsströme sind auch nicht zu trennen von den imperialistischen Ursachen und Verursachern. Aus wirtschaftlichen Gründen und zur Neuaufteilung der Welt werden in erster Linie imperialistische Kriege auf dem Rücken der Menschen und der Umwelt in diesen Ländern geführt. Die demagogische Hetze soll einen Keil der Konkurrenz in die Arbeiterbewegung treiben.

      Der Kampf um den richtigen in einer solchen Situation ist in diesen Ländern heftig entfaltet: Sucht man einen Ausweg aus Armut und Verelendung in der Auswanderung oder beteiligt sich an den sozialen Widerstandsbewegungen und Kämpfen gegen menschenunwürdige Zustände und Not im eigenen Land. Trotz weltweit wachsender Flüchtlingsströme so entstehen auch Organisationsformen und Initiativen der gegenseitigen Solidarität gerade in den Länder mit den größten Krisen. Neben den Flüchtlingen sollte auch diese Organisiertheit sozialer Protest- und Widerstandbewegung unsere Solidarität gehören. Denn Flüchtlinge brauchen internationale Solidarität und Perspektive.  Fordert wir ein Recht auf Asyl für alle Unterdrückten und den Schutz der Flüchtlinge auf antifaschistischer Grundlage. 

      Ein wichtiger Beitrag ist, breite Öffentlichkeit zu schaffen über die menschenverachtende Abschiebepraxis der SPD-Grüne-Landesregierung und der Münsteraner Stadtverwaltung. In den nächsten Tagen wird es auf dem Protestcamp an der Von-Esmarch-Straße (Hautklinik) und im Rahmen des Bundeskongress Internationalismus – BUKO (Scharnhorst-Straße 100 vom 14.5 bis 16.5) weitere Veranstaltungen und Infos geben. Besucht das Camp, erklärt euch solidarisch, spendet Zeit, Geld, Lebensmittel. Beteiligt euch an den Protesten!

Herzlichen Gruß

Jürgen
